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Vorblatt 


Änderung des Jugendwohlfahrtsgesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Das Gesetz für Jugendwohlfahrt vom 11. August 1961 (JWG) 
wird an die durch das Gesetz über die rechtliche Stellung der 
nichtehelichen Kinder vom 19. August 1969 geschaffene Rechts- 
lage angepaßt. Ohne die Verabschiedung des Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 
würden ab 1. Juli 1970 das JWG und das BGB in seiner neuen 
Fassung nicht übereinstimmen. 


B. Lösung 

An die Stelle der bisherigen Amtsvormundschaft des Jugend- 
amtes tritt ab 1. Juli 1970 grundsätzlich die Amtspflegschaft des 
Jugendamtes und beschränkt die gesetzliche Amtsvormund- 
schaft auf die Fälle der Minderjährigkeit der nichtehelichen 
Mutter. Darüber hinaus wird die Lage aller Kinder — also nicht 
nur der nichtehelichen Kinder * — die nicht in der Obhut ihrer 
beiden Eltern aufwachsen, wesentlich verbessert. Ebenso erhält 
das Jugendamt im Interesse einer rechtzeitigen und ausreichen- 
den Schwangerschaftsfürsorge die neue Aufgabe, werdende 
Mütter — somit nicht nur die nichtehelichen Mütter — - zu be- 
raten und zu unterstützen. 


C. Alternativen 

Aus rechtspolitischen Gründen erscheint eine gleichzeitige Än- 
derung des BGB in seiner neuen Fassung als nicht vertretbar. 
Damit entfällt die Möglichkeit von Alternativen. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht mit Kosten belastet. 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Henze 


I. Allgemeines ! 

Die Bundesregierung legte den Gesetzentwurf zur j 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes für Jugend- : 
Wohlfahrt dem Deutschen Bundestag am 23. April 
1970 vor. Dem Entwurf sind die Stellungnahme des | 
Bundesrates und die Gegenäußerung der Bundes- 
regierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
beigefügt. 

Der Gesetzentwurf wurde in der 48. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 29. April 1970 ohne Aus- 
sprache dem Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit federführend und dem Rechtsausschuß mit- 
beratend überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat in seiner Sitzung am 
25. Mai 1970 die Gesetzesvorlage beraten und aus 
seiner Sicht gegen die Fassung des Regierungsent- 
wurfes keine Bedenken erhoben. Der federführende 
Ausschuß hat in zwei Sitzungen die Vorlage ein- j 
gehend behandelt. Er hat in seine Beratungen vor 
allem auch die Vorschläge des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge mit einbezogen. 
Die Eingabe der Bundesnotarkammer vom 21. Mai ■ 
1970 wurde ebenfalls angesprochen, doch konnten 
die hier vorgetragenen Probleme aus Zeitgründen 
nicht ausdiskutiert werden. Entscheidend für die 
beschleunigte Behandlung in den Bundestagsaus- 
schüssen war insbesondere die Überlegung, daß 
dieses Gesetz an die durch das am 1. Juli 1970 
in Kraft tretende Gesetz über die rechtliche Stellung 1 
der nichtehelichen Kinder geschaffenen Rechtslage | 
angeglichen wird. 

Der vorliegende Gesetzentwurf beruht auf dem 
von der Bundesregierung bereits am 14. Juni 1968 
eingebrachten Entwurf eines Einführungsgesetzes , 


zum Gesetz über die rechtliche Stellung der unehe- 
lichen Kinder — Drucksache V/3719 — . Der Rechts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages hatte in seiner 
116. Sitzung am 8. Mai 1969 beschlossen, die Bera- 
tung des Artikels 2 zu streichen, weil er sich wegen 
des Auslaufens der Wahlperiode außerstande sah, 
diesen Artikel mit der gebotenen Gründlichkeit zu 
behandeln. In einer dem Bericht des Rechtsaus- 
schusses vorangestellten Entschließung ist die Bun- 
desregierung ersucht worden, dem Deutschen Bun- 
destag in der 6. Wahlperiode den Entwurf eines 
Gesetzes für Jugendwohlfahrt so rechtzeitig vorzu- 
legen, daß das Gesetz zum 1. Juli 1970 in Kraft 
treten kann. Der Bundestag ist in seiner Sitzung 
am 14. Mai 1969 dem Antrag des Rechtsausschusses 
gefolgt (vgl. Niederschrift über 235. Sitzung des 
Deutschen Bundestages S. 13017 D und 13018 A). 

Der jetzt vorliegende Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung beruht auf der früheren Regierungsvor- 
lage und berücksichtigt weitgehend die damaligen 
Änderungsvorschläge des Bundesrates, die dieser 
im ersten Durchgang zum Einführungsgesetz ge- 
macht hat, (Drucksache V/3719, S. 76 ff.). 

I. Besonderer Teil 

Der federführende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit befaßte sich ausführlich mit der 
Stellungnahme des Bundesrates und der Gegenäuße- 
rung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates. 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 4 Nr. 2) 

Ebenso wie die Bundesregierung übernimmt der 
Ausschuß den Vorschlag des Bundesrates unter 
Nummer 1. 
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2. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 40 Abs. 1 Satz 2) 

Der Ausschuß folgt der Anregung des Bundes- 
rates unter Nr. 4, in § 40 Abs. 1 die Asylberech- 
tigten einzubeziehen. Er gleicht entsprechend einer 
Anregung der Bundesregierung die Formulierung 
der in § 40 Abs. 2 Satz 2 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 582) 
bestehenden Fassung an. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 49 Abs. 1) 

Der Ausschuß akzeptiert die vom Bundesrat unter 
Nummer 5 vorgeschlagene Zusammenfassung der 
Nummern 1 und 2 des § 49 Abs. 1 des Regierungs- 
entwurfs, der die Bundesregierung nicht widerspro- 
chen hat. Diese Bestimmung regelt die Beurkundung 
bzw. Beglaubigung der Erklärung der Anerkennung 
der Vaterschaft sowie die Zustimmung des Kindes 
bzw. seines gesetzlichen Vertreters zu einer solchen 
Erklärung. Das hat zur Folge, daß die bisherigen 
Nummern 3 bis 5 des Regierungsentwurfs nunmehr 
Nummern 2 bis 4 werden. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 49 Abs. 3) 

Der Ausschuß schließt sich dem Vorschlag des 
Bundesrates zu Nummer 6 an, gegen den die Bundes- 
regierung keine Einwände erhoben hat. Danach wird 
für Beurkundungen und Beglaubigungen gemäß Ab- 
satz 1 jedes Jugendamt für zuständig erklärt. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 50 Abs. 1 Satz 1) 

Es handelt sich um eine Änderung als Folge der 
Zusammenfassung der Nummern 1 und 2 des § 49 
Abs. 1 der Regierungsvorlage. 

6. Zu Artikel 2 a (entspricht dem Änderungsvor- 
schlag des BR auf Einfügung eines neuen Arti- 
kels 2 b) 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hält ebenso wie der Bundesrat eine neue Be- 
kanntmachung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 
auf Grund der Änderungen dieses Gesetzes für er- 
forderlich. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 6 (Abschnitt V a, zu § 54 a) 

Der Ausschuß lehnt den Vorschlag des Bundes- 
rates unter Nummer 7 ab. Er hält ebenso wie die 
Bundesregierung eine besondere Regelung der ört- 
lichen Zuständigkeit im Sinne des § 97 BSHG für 
nicht erforderlich. Er ist der Auffassung, daß eine 
Überlastung der Jugendämter nicht zu erwarten ist, 
da die Länder die Möglichkeit haben, für volljährige 
Mündel andere Stellen als die Jugendämter mit der 
Vormundschaft zu betrauen. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 36 und Überschrift zu Ab- 
schnitt IV) 

Zum Antrag Nummer 2 des Bundesrates schließt 
sich der Ausschuß der Meinung der Bundesregie- 
rung an, dem Vorschlag des Bundesrates nicht zu 
folgen. 


Nach Ansicht des Bundesrates drückt die Ergän- 
zung der Überschrift den geltenden Rechtszustand 
aus. Die Neuformulierung des § 36 sei nicht nötig. 
Die Bundesregierung dagegen ist der Meinung, daß 
die neue Fassung des § 36 der Klarstellung diene. 
Der „Deutsche Verein für öffentliche und private 
Fürsorge" schlägt, wie der Bundesrat, vor, die alte 
Fassung des § 36 beizubehalten, da die Neufassung 
des Textes eine Einengung bedeute. 

Demnach soll die Überschrift des Abschnittes IV 
wie im geltenden Gesetz nur lauten „Schutz der 
Pflegekinder" und § 36 soll die von der Bundes- 
regierung vorgeschlagene Fassung erhalten. 

Für diesen Beschluß sind folgende Gründe maß- 
gebend: 

1. Für die Interpretation eines Gesetzes ist der 
Text der Paragraphen maßgebend und nicht die 
Überschrift. 

2. Aus dem Text des § 36, der vom „Schutz der 
Minderjährigen" spricht, geht hervor, daß es sich 
hier um Minderjährige im Sinne des Ab- 
schnitts IV handelt, also um Pflegekinder. Die 
von der Bundesregierung vorgeschlagene Neu- 
fassung des § 36 bedeutet also nur eine aus- 
drückliche Klarstellung im Sinne des Ab- 
schnitts IV. 

3. Der Gesetzgebungsspielraum der Länder wird 
durch die Neufassung des § 36 eindeutiger ab- 
gegrenzt. Das erscheint im Sinne einer einheit- 
lichen Rechtssituation in der Bundesrepublik 
auch erstrebenswert. 

Die vom Bundesrat und vom „Deutschen Verein 
für öffentliche und private Fürsorge" vorgetra- 
gene Ansicht kann sich auf die im Kommentar 
von Krug geäußerte Meinung berufen, nach der 
der § 36 JWG nicht nur Pflegekinder meint, son- 
dern sich auf alle Minderjährigen bezieht (vgl. 
Krug § 36 JWG Anm. 2). Nach dieser Auslegung 
enthält der § 36 n. F. nicht nur eine Präzisierung 
des jetzigen § 36, sondern eine Einschränkung, 
die die Gesetzgebungskompetenz der Länder 
auf die Minderjährigen begrenzt, die sich regel- 
mäßig außerhalb des Elternhauses in Familien- 
pflege befinden. 

4. Der „Deutsche Verein für öffentliche und private 
Fürsorge" macht geltend, daß durch die von der 
Bundesregierung vorgesehene Änderung des § 36 
die sofortige Eingriffsmöglichkeit der Jugend- 
ämter bei akuter Gefährdung Minderjähriger, die 
innerhalb ihrer Familien leben, entfiele, da die 
Jugendämter auf Grund landesrechtlicher Vor- 
schriften bisher sofortige Eingriffsmöglichkeiten 
hätten. 

Durch den neuen § 36 entfällt zwar in diesen Fäl- 
len die sofortige Eingriffsmöglichkeit der Ju- 
gendämter. Sie können aber gemäß §§ 1666, 1693 
BGB, § 67 JWG vorläufige vormundschaftsge- 
richtliche Entscheidungen erwirken. 

9. Problem der Doppelregelungen 

Der Ausschuß erörtert eingehend den Antrag des 
Bundesrates, daß Doppelregelungen derselben Ma- 
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terie im BGB und JWG vermieden werden müßten. 
Der Bundesrat schlägt in diesem Zusammenhang die 
Streichung folgender Bestimmungen vor: 

§ 38 Abs. 2 bis 7, §§ 39 a, 39 b, 45, 47 a und 47 b und 
die Streichung der Überschrift vor § 45. 

Außerdem wird vorgeschlagen, einen zusätzlichen 
Artikel 2 a zur Änderung der §§ 1709 und 1791 c 
des BGB einzufügen und die §§ 1694 und 1849 BGB 
zu streichen. 

Die Bundesregierung hält dem u. a. entgegen, daß 
es sich bei den „angeblichen" Doppelregelungen in 
Wirklichkeit um materielle Ausnahmebestimmun- 
gen für die Tätigkeit des Jugendamtes" handele 
(Drucksache VI/674 S. 18). 

Der Ausschuß schließt sich dem Vorschlag der 
Bundesregierung aus folgenden Gründen an: 

1. Da das Jugendwohlfahrtsgesetz entsprechende 
Bestimmungen seit 1924 enthält, ist nicht einzu- 
sehen, warum sie jetzt im Zuge einer prinzipiel- 
len Systematisierung aus dem JWG herausge- 
nommen werden sollen. 

2. Es ist zu erstreben, daß klarer zwischen privat- 
rechtlichen Bestimmungen, die grundsätzlich im 
BGB zu regeln sind, und öffentlich-rechtlichen 
Bestimmungen, die ins JWG gehören, unterschie- 
den wird. Eine solche umfassende Abgrenzung 
erfordert aber sehr umfangreiche Arbeit. Sie 
kann daher erst bei der Neufassung des Jugend- 
hilferechts, von dem ein Referentenentwurf ge- 
gen Ende der Legislaturperiode zu erwarten ist, 
erfolgen. 


Das Anliegen des Bundesrates, dieselbe Materie 
nicht zweimal gesetzlich zu regeln, wird vom 
Ausschuß gesehen. Die Bundesregierung führt 
aber mit Recht an, daß sie die Regelung der 
Amtsvormundschaft im JWG deshalb neben der 
Regelung der Amts- und Vereinsvormundschaft 
im BGB belasse, weil es sich hierbei um „eine 
Materie der dem öffentlichen Recht zuzuordnen- 
den Jugendhilfe handelt, die deshalb in das ein- 
schlägige Spezialgesetz gehört" (Drucksache 
VI/674 S. 9). In der Tat bemüht sich der Regie- 
rungsentwurf um eine Entflechtung von öffent- 
lichem und privatem Recht. 

3. Es erleichtert offensichtlich die Handhabe des 
JWG, wenn die o. a. Paragraphen im JWG auf- 
geführt werden. Diese Ansicht vertritt auch der 
„Deutsche Verein für öffentliche und private 
Fürsorge". Der Vorschlag des Bundesrates hätte 
zur Folge, daß künftig nicht einmal mehr Ver- 
weisungen auf das BGB im JWG enthalten 
wären. 

4. Aus rechtspolitischen Gründen ist eine Novellie- 
rung der §§ 1709 und 1791 c BGB n. F. zum Zeit- 
punkt ihres Inkrafttretens zu vermeiden. 

5. Im übrigen wird auf die Begründung der Bundes- 
regierung (Drucksache VI/674 S. 20) verwiesen. 

Namens des Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit bitte ich das Hohe Haus, dem Gesetz- 
entwurf in der vom Ausschuß vorgeschlagenen Fas- 
sung zuzustimmen. 


Bonn, den 26. Mai 1970 


Frau Dr. Henze 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 674 — in der 
sich aus der anliegenden Zusammenstellung erge- 
benden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. Mai 1970 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Frau Dr. Henze 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes für 

Jugendwohlfahrt 

— Drucksache VI/674 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Jugend, Familie und 

Gesundheit 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
für Jugendwohlfahrt 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 

Das Gesetz für Jugendwohlfahrt in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1205), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1153) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Nr. 2 fallen die Worte „ insbesondere die 
Tätigkeit des Gemeindewaisenrats weg. 


2. In § 27 Abs. 2 Nr. 2 fallen die Worte „eheliche" 
^ und „entgeltlich," weg. 

3. § 31 Abs. 1 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 fällt weg. 

♦ 


4. § 36 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 36 

Die Befugnis der Länder, weitere Vorschriften 
zum Schutz der Minderjährigen zu erlassen, die 
sich regelmäßig außerhalb des Elternhauses in 
Familienpflege befinden, bleibt unberührt." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


I Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
für Jugendwohlfahrt 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

I 

I A r t i k e 1 1 

Änderung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 

Das Gesetz für Jugendwohlfahrt in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1205), zuletzt geändert durch Gesetz 
! vom 14. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1153) 

I wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

^ „2. Die Mitwirkung im Vormundschaf tswesen 
gemäß §§ 37 bis 54a,". 

2. unverändert 

3. unverändert 

i 4. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 12. Ausschusses 

5. An die Stelle der §§ 37 bis 53 einschließlich der 5. An die Stelle der §§ 37 bis 53 einschließlich der 
Überschriften treten folgende Vorschriften: ^ Überschriften treten folgende Vorschriften: 


„Abschnitt V 

Stellung des Jugendamts im Vormundschafts- 
wesen; Vereinsvormundschaft 

1. Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft 
a) Allgemeine Bestimmungen 
§ 37 

Das Jugendamt wird Pfleger oder Vormund in 
den durch das Bürgerliche Gesetzbuch und die 
folgenden Bestimmungen vorgesehenen Fällen 
(Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft). Es über- 
trägt die Ausübung der Aufgaben des Pflegers 
oder Vormunds einzelnen seiner Beamten oder 
Angestellten. Im Umfang der Übertragung sind 
die Beamten und Angestellten zur gesetzlichen 
Vertretung des Minderjährigen befugt. Die Über- 
tragung gehört zu den laufenden Geschäften im 
Sinne des § 16. 

§ 38 

(1) Auf die Amtspflegschaft und die Amts- 
vormundschaft sind die Bestimmungen des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs anzuwenden, soweit sich 
aus diesem Gesetz nicht ein anderes ergibt. 

(2) Ein Gegenvormund wird nicht bestellt. 

(3) Dem Jugendamt stehen die nach § 1852 
Abs. 2 , §§ 1853 und 1854 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs zulässigen Befreiungen zu. 

(4) Hat das Jugendamt über die Unterbrin- 
gung eines Minderjährigen zu entscheiden, so ist 
hierbei auf das religiöse Bekenntnis oder die 
Weltanschauung des Minderjährigen und seiner 
Familie Rücksicht zu nehmen. 

(5) Die Anlegung von Mündelgeld gemäß 
§ 1807 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist auch bei 
der Körperschaft zulässig, bei der das Jugend- 
amt errichtet ist. 

(6) Das Jugendamt kann für Aufwendungen 
keinen Vorschuß und Ersatz nur insoweit ver- 
langen, als das Vermögen des Minderjährigen 
ausreicht. Allgemeine Verwaltungskosten wer- 
den nicht ersetzt. Eine Vergütung kann dem 
Jugendamt nicht bewilligt werden. 

(7) Gegen das Jugendamt werden keine Ord- 
nungsstrafen festgesetzt. 

§ 39 

Die Landesgesetzgebung kann bestimmen, daß 
weitere Vorschriften des ersten Titels des dritten 
Abschnitts im vierten Buche des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, welche die Aufsicht des Vormund- 
schaftsgerichts in vermögensrechtlicher Hinsicht 


„Abschnitt V 

Stellung des Jugendamts im Vormundschafts- 
wesen; Vereinsvormundschaft 

1 . Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft 
a) Allgemeine Bestimmungen 
§ 37 

unverändert 


§ 38 

unverändert 


§39 

unverändert 
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Entwurf 

sowie beim Abschluß von Lehr- und Arbeitsver- 
trägen betreffen, gegenüber dem Jugendamt 
außer Anwendung bleiben. 

§ 39 a 

(1) Das Vormundschaftsgericht hat das Ju- 
gendamt als Pfleger oder Vormund zu entlassen 
und einen anderen Pfleger oder Vormund zu 
bestellen, wenn dies dem Wöhle des Minderjäh- 
rigen dient und eine andere als Pfleger oder Vor- 
mund geeignete Person vorhanden ist. 

(2) Die Entscheidung ergeht von Amts wegen 
oder auf Antrag. Zum Antrag sind berechtigt 
der Minderjährige nach Vollendung des vier- 
zehnten Lebensjahres sowie jeder, der ein be- 
rechtigtes Interesse des Minderjährigen geltend 
macht. Das Jugendamt soll den Antrag stellen, 
sobald es erfährt, daß die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 vorliegen. 

(3) Das Vormundschaftsgericht soll vor seiner 
Entscheidung auch das Jugendamt hören. 

§ 39 b 

Das Vormundschaftsgericht hat das Jugendamt 
als Pfleger oder Vormund auf seinen Antrag zu 
entlassen, wenn eine andere als Pfleger oder 
Vormund geeignete Person vorhanden ist und 
das Wohl des Minderjährigen dieser Maßnahme 
nicht entgegensteht. 

b) Gesetzliche Amtspflegschaft und gesetzliche 
Amtsvormundschaft 

§ 40 

(1) Mit der Geburt eines nichtehelichen Kin- 
des wird das Jugendamt Pfleger nach § 1706 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, wenn die Mutter 
Deutsche im Sinne des Grundgesetzes ist. Das 
gleiche gilt, wenn die Mutter staatenlos oder 
heimatlose Ausländerin im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269) oder Flüchtling im Sinne des 
Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechts- 
stellung der Flüchtlinge (Bundesgesetzbl. 1953 II 
S. 559) ist und wenn sie ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. 


(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn be- 
reits vor der Geburt des Kindes ein Pfleger 
bestellt oder angeordnet ist, daß eine Pflegschaft 
nicht eintritt, oder wenn das Kind nach § 1773 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs eines Vormunds 
bedarf. 

(3) Ergibt sich erst später aus einer gericht- 
lichen Entscheidung, daß das Kind nichtehelich 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 39a 

unverändert 


§ 39b 

unverändert 


b) Gesetzliche Amtspflegschaft und gesetzliche 
Amtsvormundschaft 

§ 40 

(1) Mit der Geburt eines nichtehelichen Kin- 
des wird das Jugendamt Pfleger nach § 1706 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, wenn die Mutter 
Deutsche im Sinne des Grundgesetzes ist. Das 
gleiche gilt, wenn die Mutter staatenlos oder 
heimatlose Ausländerin im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269) oder Flüchtling im Sinne des 
Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechts- 
stellung der Flüchtlinge (Bundesgesetzbl. 1953 II 
S. 559) ist oder als Asylberechtigte nach § 28 des 
Ausländergesetzes vom 28. April 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 353) anerkannt ist und wenn sie 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes hat. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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ist, und bedarf es eines Pflegers, so wird das 
Jugendamt in dem Zeitpunkt Pfleger, in dem 
die Entscheidung rechtskräftig wird. 

(4) Für ein nichteheliches Kind, das außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes geboren 
ist und dessen Mutter die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 erfüllt, tritt die gesetzliche Pfleg- 
schaft erst ein, wenn es seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
nimmt. Die gesetzliche Pflegschaft tritt nicht ein, 
wenn im Geltungsbereich oder außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes bereits eine 
Pflegschaft oder Vormundschaft anhängig ist. 

§ 41 

(1) Mit der Geburt eines nichtehelichen 
Kindes, das nach § 1773 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs eines Vormunds bedarf, wird das 
Jugendamt Vormund, wenn die sonstigen Vor- 
aussetzungen des § 40 Abs. 1 vorliegen. Dies 
gilt nicht, wenn bereits vor der Geburt des Kin- 
des ein Vormund bestellt ist. § 40 Abs. 3 und 4 
gilt entsprechend. 

(2) War das Jugendamt Pfleger eines nicht- 
ehelichen Kindes nach § 1706 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, endet die Pflegschaft kraft Gesetzes, 
und bedarf das Kind eines Vormunds, so wird 
das Jugendamt Vormund, das bisher Pfleger 
war. 


§ 42 

(1) Für die Pflegschaft oder Vormundschaft, 
die mit der Geburt eines nichtehelichen Kindes 
kraft Gesetzes eintritt, ist das Jugendamt zu- 
ständig, in dessen Bezirk das Kind geboren ist. 

(2) Ergibt sich erst später aus einer gericht- 
lichen Entscheidung, daß das Kind nichtehelich 
ist, so ist das Jugendamt zuständig, in dessen 
Bezirk das Kind in dem Zeitpunkt, in dem die 
Entscheidung rechtskräftig wird, seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat oder bei Fehlen eines 
solchen sich tatsächlich aufhält. 

(3) In den Fällen des § 40 Abs. 4 ist das 
Jugendamt zuständig, in dessen Bezirk das Kind 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt nimmt. 


(4) unverändert 


§ 41 


unverändert 


§ 42 


unverändert 


§ 43 § 43 

(1) Sobald es das Wohl des Kindes erfordert, unverändert 

soll das die Pflegschaft oder Vormundschaft 
führende Jugendamt bei dem Jugendamt eines 
anderen Bezirks die Weiterführung der Pfleg- 
schaft oder der Vormundschaft beantragen. Der 
Antrag kann auch von dem Jugendamt eines an- 
deren Bezirks sowie von der Mutter und von 
einem jeden, der ein berechtigtes Interesse des 
Kindes geltend macht, gestellt werden. Das die 
Pflegschaft oder die Vormundschaft abgebende 
Jugendamt hat den Übergang dem Vormund- 
schaftsgericht unverzüglich mitzuteilen. 


s s e s 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/864 


Entwurf 

(2) Gegen die Ablehnung des Antrags kann 
das Vormundschaftsgericht angerufen werden. 

§ 44 

Der Standesbeamte hat die nach § 48 des Ge- 
setzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit dem Vormundschaftsgeridit zu 
erstattende Anzeige über die Geburt eines nicht- 
ehelichen Kindes unverzüglich dem Jugendamt 
zu übersenden. In der Anzeige ist das religiöse 
Bekenntnis der Mutter anzugeben, wenn es im 
Geburtseintrag enthalten ist. Das Jugendamt 
hat die Anzeige unverzüglich an das Vormund- 
schaftsgericht weiterzuleiten und ihm den Ein- 
tritt der Pflegschaft oder der Vormundschaft mit- 
zuteilen. 


c) Bestellte Amtspflegschaft und bestellte 
Amtsvormundschaft 

§ 45 

Ist eine als Einzelpfleger oder Einzelvormund 
geeignete Person nicht vorhanden, so kann 
auch das Jugendamt zum Pfleger oder Vormund 
bestellt werden. Das Jugendamt kann von den 
Eltern des Minderjährigen weder benannt noch 
ausgeschlossen werden. 


2. Beistandschaft und Gegenvormundschaft 
des Jugendamts 

§ 46 

Die Bestimmungen der §§ 37 bis 39 b und 45 
gelten für die Bestellung des Jugendamts zum 
Beistand oder Gegenvormund entsprechend. 


3. Weitere Aufgaben des Jugendamts im 
Vormundschaftswesen 

§ 47 

(1) Das Jugendamt hat dem Vormundschafts- 
gericht die Personen vorzuschlagen, die sich im 
einzelnen Falle zum Pfleger, Vormund, Bei- 
stand, Gegenvormund oder Mitglied eines Fami- 
lienrats eignen. 

(2) Erlangt das Jugendamt von einem Falle 
Kenntnis, in dem ein Pfleger, Vormund, Bei- 
stand oder Gegenvormund zu bestellen ist, so 
hat es dies dem Vormundschaftsgericht unver- 
züglich mitzuteilen. Es soll mit der Anzeige 
den Vorschlag nach Absatz 1 verbinden. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§44 

unverändert 


c) Bestellte Amtspflegschaft und bestellte 
Amtsvormundschaft 

§45 

unverändert 


2. Beistandschaft und Gegenvormundschaft 
des Jugendamts 

§ 46 

unverändert 

3. Weitere Aufgaben des Jugendamts im 
Vormundschaftswesen 

§47 

unverändert 
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§ 47 a § 47 a 

(1) Das Jugendamt hat in Unterstützung des unverändert 

Vormundschaftsgerichts darüber zu wachen, daß 

die Vormünder für die Person der Mündel, ins- 
besondere für ihre Erziehung und ihre körper- 
liche Pflege, pflichtmäßig Sorge tragen. Es hat 
dem Vormundschaftsgericht Mängel und Pflicht- 
widrigkeiten anzuzeigen und auf Erfordern über 
das persönliche Ergehen und das Verhalten 
eines Mündels Auskunft zu geben. 

(2) Erlangt das Jugendamt Kenntnis von 
einer Gefährdung des Vermögens eines Mün- 
dels, so hat es dem Vormundschaftsgericht dies 
anzuzeigen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Pfleg- 
schaft und für die Beistandschaft nach § 1690 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 


§ 47b § 47b 

(1) Das Vormundschaftsgericht hat dem unverändert 

Jugendamt die Anordnung der Vormundschaft 

unter Bezeichnung des Vormunds und des 
Gegenvormunds sowie einen Wechsel in der 
Person und die Beendigung der Vormundschaft 
mitzuteilen. 

(2) Wird der gewöhnliche Aufenthalt eines 
Mündels in den Bezirk eines anderen Jugend- 
amts verlegt, so hat der Vormund dem Jugend- 
amt des bisherigen gewöhnlichen Aufenthalts 
und dieses dem Jugendamt des neuen gewöhn- 
lichen Aufenthalts die Verlegung mitzuteilen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für eine die 
Sorge für die Person betreffende Pflegschaft und 
für eine Beistandschaft, wenn dem Beistand die 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
übertragen ist, entsprechend. 


§ 47 c § 47 c 

Die Landesgesetzgebung kann bestimmen, daß unverändert 

örtliche Einrichtungen geschaffen werden, die 
das Jugendamt bei der Erfüllung seiner Auf- 
gaben nach den §§ 47 und 47 a dieses Gesetzes 
sowie nach § 1779 Abs. 1 und nach § 1862 Abs. 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs unterstützen. 


§ 47 d § 47 d 

Das Jugendamt hat die Pfleger, Vormünder, unverändert 

Beistände und Gegenvormünder seines Bezirks 
planmäßig zu beraten und bei der Ausübung 
ihres Amtes zu unterstützen. 


u s s e s 
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Entwurf 
§ 48 

Das Jugendamt hat das Vormundschaftsgericht 
bei allen Maßnahmen zu unterstützen, welche die 
Sorge für die Person Minderjähriger betreffen. 

Es hat dem Vormundschaftsgericht Anzeige zu 
machen, wenn ein Fall zu seiner Kenntnis ge- 
langt, in dem das Vormundschaftsgericht zum 
Einschreiten berufen ist. 


6. Wahlperiode Drucksache Vl/864 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§48 

unverändert 


§ 48 a § 48 a 

(1) Das Vormundschaftsgericht hat das Ju- unverändert 

gendamt vor einer Entscheidung nach folgenden 

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu 
hören: 

1. § 3 (Volljährigkeitserklärung), 

2. § 1597 Abs. 1 bis 3 und in den entsprechen- 
den Fällen des § 1600 k Abs. 1 Satz 2, Ab- 
satz 2 und 3 (Anfechtung der Ehelichkeit und 
der Anerkennung), 

3. § 1632 Abs. 2 (Herausgabe des Kindes), 

4. § 1634 Abs. 2 und § 1711 Abs. 1 Satz 2 (Ver- 
kehr mit dem Kinde), 

5. § 1666 (Gefährdung des Kindes), 

6. §§ 1671 und 1672 (elterliche Gewalt nach 
Scheidung und bei Getrenntleben der Eltern), 

7. § 1679 (Verwirkung der elterlichen Gewalt), 

8. § 1707 (Entscheidung über die Pflegschaft), 

9. §§ 1723, 1727, 1738 Abs. 2 und § 1740 a 
(Ehelicherklärung) , 

10. §§ 1751, 1765 Abs. 2, §§ 1770 a und 1770 b 
(Annahme an Kindes Statt). 

(2) Das Vormundschaftsgericht hat das Ju- 
gendamt ferner zu hören vor einer Entscheidung 
nach § 1 Abs. 2 des Ehegesetzes (Ehemündigkeit) 
und nach § 3 Abs. 3 des Ehegesetzes (Einwilli- 
gung zur Eheschließung) sowie nach § 9 Abs. 1 
der Verordnung gegen Mißstände im Auswande- 
rungswesen vom 14. Februar 1924 (Reichsge- 
setzbl. I S. 107). 

(3) Bei Gefahr im Verzüge kann das Vor- 
mundschaftsgericht einstweilige Anordnungen 
schon vor Anhörung des Jugendamts treffen. 

§ 48 b § 48b 

In den Fällen des § 1751 des Bürgerlichen Ge- ' unverändert 

setzbuchs hat das Vormundschaftsgericht außer- 
dem das Landesjugendamt zu hören, wenn das 
Kind von einem fremden Staatsangehörigen an 
Kindes Statt angenommen werden soll oder 
wenn der Annehmende seinen Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat. Zustän- 
dig ist das Landesjugendamt, in dessen Bereich 
das Jugendamt liegt, das nach § 48 a Abs. 1 
Nr. 10 gehört wurde. 
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§ 48 c 

§ 48 c 

Das Vormundschaftsgericht kann das Jugend- 
amt mit der Ausführung der Anordnungen nach 
§ 1631 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Un- 
terstützung der Eltern), § 1634 Abs. 2 Satz 1 und 
§ 1711 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs (Verkehr mit dem Kinde) und mit dessen 
Einverständnis auch mit der Ausführung sonsti- 
ger Anordnungen betrauen. 

unverändert 

§ 48 d 

§ 48 d 

Wirkt das Vormundschaftsgericht bei der Si- 
cherung des Unterhalts eines Minderjährigen mit, 
so hat sich das Jugendamt auf Verlangen über 
die Höhe des Unterhalts gutachtlich zu äußern. 

unverändert 

§ 49 

§ 49 

(1) Das Landesjugendamt kann auf Antrag des 
Jugendamts Beamte und Angestellte des Ju- 
gendamts ermächtigen, 

(1) Das Landesjugendamt kann auf Antrag des 
Jugendamts Beamte und Angestellte des Ju- 
gendamts ermächtigen, 

1. die Erklärung, durch welche die Vaterschaft 
anerkannt wird sowie die Zustimmungserklä- 
rung des Kindes zu beurkunden, 

1. die Erklärung, durch welche die Vaterschaft 
anerkannt wird, die Zustimmungserklärung 
des Kindes sowie die etwa erforderliche Zu- 
stimmung des gesetzlichen Vertreters zu einer 
solchen Erklärung (Erklärungen über die An- 
erkennung der Vaterschaft) zu beurkunden 
oder, soweit die Erklärung auch in öffentlich 
beglaubigter Form abgegeben werden kann, 
zu beglaubigen, 

2. die etwa erforderliche Zustimmung des ge- 
setzlichen Vertreters zu einer Erklärung nach 
Nummer 1 zu beglaubigen oder zu beurkun- 
den, 

2. die Verpflichtung zur Erfüllung von Unter- 
haltsansprüchen eines Kindes oder zur Lei- 
stung einer an Stelle des Unterhalts zu ge- 
währenden Abfindung zu beurkunden, wenn 
das Kind im Zeitpunkt der Beurkundung min- 
derjährig ist, 

3. die Verpflichtung zur Erfüllung von Unter- 
haltsansprüchen eines Kindes oder zur Lei- 
stung einer an Stelle des Unterhalts zu ge- 
währenden Abfindung zu beurkunden, wenn 
das Kind im Zeitpunkt der Beurkundung min- 
derjährig ist, 

3. die Verpflichtung zur Erfüllung von Ansprü- 
chen einer Frau nach den §§ 1615k und 16151 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Entbindungs- 
kosten und Unterhalt) zu beurkunden, 

4. die Verpflichtung zur Erfüllung von Ansprü- 
chen einer Frau nach den §§ 1615 k und 1615 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Entbindungs- 
kosten und Unterhalt) zu beurkunden, 

4. die in § 1617 Abs. 2 und § 1618 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs bezeichneten Erklärungen 
(Name des Kindes) zu beglaubigen. 

5. die in § 1617 Abs. 2 und § 1618 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs bezeichneten Erklärungen 
(Name des Kindes) zu beglaubigen. 

Der Beamte oder der Angestellte des Jugend- 
amts soll keine Beurkundungen vornehmen, 
wenn ihm in der den Gegenstand des Amtsge- 
schäfts bildenden Angelegenheit die Vertretung 
eines Beteiligten obliegt. 

Der Beamte oder der Angestellte des Jugend- 
amts soll keine Beurkundungen vornehmen, 
wenn ihm in der den Gegenstand des Amtsge- 
schäfts bildenden Angelegenheit die Vertretung 
eines Beteiligten obliegt. 

(2) Beurkundungen, Beglaubigungen und die 
Erteilung von Ausfertigungen sind gebührenfrei. 

12 

(2) Beurkundungen, Beglaubigungen und die 
Erteilung von Ausfertigungen sind gebührenfrei. 
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(3) Für die Tätigkeiten nach Absatz 1 ist § 11 
nicht anzuwenden. 

§ 50 

(1) Aus Urkunden, die eine Verpflichtung 
nach § 49 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 zum Gegenstand 
haben und die von einem Beamten oder Ange- 
stellten des Jugendamts innerhalb der Grenzen 
seiner Amtsbefugnisse in der vorgeschriebenen 
Form aufgenommen sind, findet die Zwangsvoll- 
streckung statt, wenn die Erklärung die Zahlung 
einer bestimmten Geldsumme betrifft und der 
Schuldner sich in der Urkunde der sofortigen 
Zwangsvollstreckung unterworfen hat. Auf die 
Zwangsvollstreckung sind die Vorschriften, 
welche für die Zwangsvollstreckung aus gericht- 
lichen Urkunden nach § 794 Abs. 1 Nr. 5 der 
Zivilprozeßordnung gelten, mit folgenden Maß- 
gaben entsprechend anzuwenden: 

1. die vollstreckbare Ausfertigung wird von dem 
Beamten oder Angestellten des Jugendamtes 
erteilt, der für die Beurkundung der Ver- 
pflichtungserklärung zuständig ist; 

2. über Einwendungen, welche die Zulässigkeit 
der Vollstreckungsklausel betreffen, und über 
die Erteilung einer weiteren vollstreckbaren 
Ausfertigung entscheidet das für das Jugend- 
amt zuständige Amtsgericht. 

(2) Für Urkunden, die von einem Beamten 
oder Angestellten des Jugendamts innerhalb der 
Grenzen seiner Amtsbefugnisse in der vorge- 
schriebenen Form aufgenommen worden sind, 
gelten § 642 c Nr. 2 und § 642 d der Zivilprozeß- 
ordnung (Regelunterhalt, Zu- und Abschlag zum 
Regelunterhalt) entsprechend. 


§51 

(1) Das Jugendamt hat einen Elternteil, dem 
die Sorge für die Person des Kindes allein zu- 
steht, auf Antrag bei der Ausübung der Perso- 
nensorge, insbesondere bei der Geltendmachung 
von Unterhai tsansprüchen des Kindes zu beraten 
und zu unterstützen. 

(2) Leben die Eltern des Kindes getrennt, ohne 
daß die Sorge für die Person des Kindes einem 
Eltemteil übertragen ist, so gilt Absatz 1 für den 
Eltemteil entsprechend, in dessen Obhut sich das 
Kind befindet oder der Unterhaltsansprüche des 
Kindes gegen den anderen Elternteil geltend ma- 
chen will. 

§ 52 

(1) Das Jugendamt hat eine werdende Mutter 
mit ihrem Einverständnis zu beraten und zu un- 
terstützen, soweit ein Bedürfnis hierfür erkenn- 
bar geworden ist. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(3) Für die Tätigkeiten nach Absatz 1 ist jedes 
Jugendamt zuständig. 

§ 50 

(1) Aus Urkunden, die eine Verpflichtung 
nach § 49 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 zum Gegenstand 
haben und die von einem Beamten oder Ange- 
stellten des Jugendamts innerhalb der Grenzen 
seiner Amtsbefugnisse in der vorgeschriebenen 
Form aufgenommen sind, findet die Zwangsvoll- 
streckung statt, wenn die Erklärung die Zahlung 
einer bestimmten Geldsumme betrifft und der 
Schuldner sich in der Urkunde der sofortigen 
Zwangsvollstreckung unterworfen hat. Auf die 
Zwangsvollstreckung sind die Vorschriften, 
welche für die Zwangsvollstreckung aus gericht- 
lichen Urkunden nach § 794 Abs. 1 Nr. 5 der 
Zivilprozeßordnung gelten, mit folgenden Maß- 
gaben entsprechend anzuwenden: 

1. unverändert 


2. unverändert 


(2) Für Urkunden, die von einem Beamten 
oder Angestellten des Jugendamts innerhalb der 
Grenzen seiner Amtsbefugnisse in der vorge- 
schriebenen Form aufgenommen worden sind, 
gelten § 642 c Nr. 2 und § 642 d der Zivilprozeß- 
ordnung (Regelunterhalt, Zu- und Abschlag zum 
Regelunterhalt) entsprechend. 

§51 

unverändert 


§52 

unverändert 
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(2) Ist anzunehmen, daß das Kind nichtehe- 
lich geboren wird, so hat das Jugendamt im Ein- 
verständnis mit der Mutter vor der Geburt die 
Feststellung der Vaterschaft durch Ermittlungen 
und sonstige Maßnahmen vorzubereiten. Dies 
gilt nicht, wenn mit dieser Aufgabe ein Pfleger 
für die Leibesfrucht betraut ist oder wenn das 
Vormundschaftsgericht angeordnet hat, daß eine 
Pflegschaft nicht eintritt. 

(3) Das Jugendamt hat die Mutter eines nicht- 
ehelichen Kindes mit ihrem Einverständnis vor 
und nach der Entbindung bei der Geltendmachung 
ihrer Ansprüche nach den §§ 1615 k und 1615 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu beraten und zu 
unterstützen. 


4. Vereinsvormundschaft 4. Vereinsvormundschaft 

§ 53 § 53 

(1) Durch die Landesgesetzgebung kann be- unverändert 

stimmt werden, unter welchen Voraussetzungen 

ein rechtsfähiger Verein vom Landesjugendamt 
für geeignet erklärt werden kann, Pflegschaften, 

Vormundschaften oder Beistandschaften zu über- 
nehmen. 

(2) Die Eignungserklärung ist widerruflich 
und kann unter Auflagen erteilt werden. Sie soll 
nur erteilt werden, wenn der Verein eine aus- 
reichende Zahl fachlich ausgebildeter Mitglieder 
hat. Sie kann ferner auf den Bereich eines Lan- 
desjugendamts oder auf einen Teil dieses Be- 
reichs beschränkt werden." 

6. Nach § 54 wird folgender neuer Abschnitt einge- 6. unverändert 
♦ fügt: 

„Abschnitt V a 

Vormundschaft und Pflegschaft über Volljährige 
§54 a 

Auf die Vormundschaft, Pflegschaft und Ge- 
genvormundschaft über Volljährige sind die 
§§ 11, 37 bis 39 b, 45, 47 bis 48 und 53 entspre- 
chend anzuwenden. Dies gilt sinngemäß, wenn 
nach § 1897 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
an die Stelle des Jugendamts eine andere Be- 
hörde tritt." 


Artikel 2 

Internationale Übereinkommen 

Artikel 2 des Gesetzes zu den Übereinkommen 
vom 14. September 1961 über die Anerkennung der 
Vaterschaft und vom 12. September 1962 über die 
Feststellung der mütterlichen Abstammung nichtehe- 
licher Kinder vom 15. Januar 1965 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 17) wird aufgehoben. 


Artikel 2 
unverändert 


14 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksac he Y I/864 

Entwurf Beschlüssedes 12, Ausschusses 

Artikel 2a 

Neufassung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit wird ermächtigt, den Wortlaut des Gesetzes 
für Jugendwohlfahrt in der Fassung, die sich aus 
den Änderungen in Artikel 1 ergibt, mit neuem 
Datum bekanntzumachen und dabei Unstimmigkei- 
ten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 
unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Geltung in Berlin 


Artikel 4 Artikel 4 

Inkrafttreten unverändert 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 
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